
Bundessozialgericht
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I m ‚N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

Verkühdötnwam

_
*in dem Rechtsstreit

12„ Oktober 1972
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Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigter: „‚„„.‚„Q„„„„„‚„„„„„„.o.

vooooooconooooovcooo oooooo o oooooo oanoouooonouoo

' Beklagten und Revisionsbeklagten°

Der 10° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die münd«

liche Verhandlung vom 12° Oktober 1972 in Berlin durch

den Vorsit20nden Richter 8 o n n e n b e r g9 die

Richter Dr„ B r o c k e und H e n n i g und die

ehrenamtlichen Richter J a h n s und Dro B e r t h o l d

für Recht erkannt:

1) Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Lan—
dessozialgerichts Berlin vom 80 September 1971 inso—
weit aufgehoben‚ als-das Landessozialgericht hinsichte
lich des Anspruchs des Klägers auf höhere Versorgungs—
rente wegen besonderen beruflichen Betroffenscins die
Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin
vom 190 August 1970 als unzulässig verworfen hat; in
diesem Umfang wird die Sache zur erneuten Entscheim
dung an das Landessozialgericht zurückverwiescng

2) Im übrigen wird die Revision des Klägers ge en das
Urteil des Landessozialgerichts Berlin vom „ Septem-
ber 1971 als unbegründet zurückgewiesen„

3) Die Kostencntscheidung bleibt dem abschließenden Ur—
teil des Landessozialgerichts vorbehaltene
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Die Versorgungsbehörde gewährte dem Kläger im Wege des

Härteausgléichs mit Bescheid vom 5° Oktober 1959 vom

10 Juni 1957 an Rente nach einer Minderung der Erwerbs—

fähigkeit (MdB) um 70 VOH„ wegen

1) traumatischen Hirnschadens mit zentralen

vasovegetativen Regulationsstörungen und
Hirnleistungsschwäche;

‚}

2) Zustand nach Bindehautdeekung nach per—
forierender Verletzung mit Pupillenver—

ziehung in diesem Bereich (rechtes Auge)°

Die Gewährung einer Pflegezulage wurde abgelehnt„

Der Kläger stellte im Juli 1960 einen Verschlimmerungsen—

trag und vertrat darin die Auffassung, auch eine Wesensver»

änderung müsse nunmehr als Sehädigungsfolge anerkannt

werden° Die Versorgungsbehörde ließ den Kläger durch

Dr° B In; untersuchen, der zu dem Ergebnis kam? daß neuro»

logischerseits kein Anlaß bestehe„ die MdB zu erhöhen„

Sie erteilte den Bescheid vem'2o° September 1961‚ mit

welchem sie dem Kläger Versorgunga wie in dem Bescheid vom
5° Oktober 1959, jedoch ab l° Juni 1960 als Rechtsan5pruch‚

zuerkannt@ sie lehnte mit einem weiteren Bescheid gleiehen

Datums eine Rentenerhöhung ab° Der Widerspruch war erfolg»

los (Widerspruchsbescheid vom 60 September 1965)„

Das Sozialgericht (SG) hat von Prof° Dr„ P;gg;■ggund

Dr° “1111;1 Gutachten eingeholt° Der Kläger hat vor dem
SG beantragt, unter Aufhebung der angefochtenen Bescheide

als weitere Schädigungsfolge "schwere Wesensveränderung"

anzuerkennen und den Beklagten zu verurteilen, ihm vom

10 Juli 1960 an unter gleichzeitiger Berücksichtigung

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-}...

eines besonderen beruflichen Betroffenseins sowie unter

Berücksichtigung der Verschlimmerung der bereits aner-

kannten Schädigungsfolgen eine Versorgungsrente nach
dem Gesamtgrad der MdE um mehr als 90 V‚H„, sowie vom

gleichen Zeitpunkt an die einfache Pflegezuläge
zu ge—

währen° Das SG hat mit Urteil vom 19° August 1970 die

Klage abgewiesen„ '

Im Berufungsverfahren hat der Kläger beantragt, in Abän—

derung der angefochtenen Entscheidungen den Beklagten

zu
verurteilen, beim Kläger als weiteres Versorgungslei-

den "Wesensveränderung" anzuerkennen und ihm vom 1° Juli
1960 an unter gleichzeitiger Berücksichtigung eines be-

sonderen beruflichen Betroffenseins Beschädigtenversor—

gung nach einem Grad der MdE um mehr als 90 V„H° zu ge-

währen°

Das Landessozialgerieht (LSG) hat mit Urteil vom 8. Septem-

ber l971 die Berufung des Klägers gegen das Urteil des SG

vom 19° August 1970 hinsichtlich des Anspruchs auf höhere

Versorgungsrente wegen besonderen beruflichen Betroffen—

seins als unzulässig verworfen und die Berufung im übri-

gen zurückgewiesen° In den Entscheidungsgründen hat es
ausgeführt, der Kläger könne nicht die-Anerkennung einer

Wesensänderung als weiterer Sehädigungsfolge beanspruchen„

Zwar bestehe bei ihm eine Wesensänderung, diese sei je-

doch nicht auf die Einflüsse des Wehrdienstes‚ sondern

auf eine vorzeitige Cerebralgefäßsklerose zurückzuführen;
außerdem sei bei dem Kläger eine Schädelmißbildung vorhan-

den, die zu entsprechenden Krankheitserseheinungen, und

zwar auch zu einer Wesensänderung geführt habe° Infolge—

dessen habe der Kläger wegen einer Wesensänderung keinen

An5prueh auf eine höhere Rente„

Soweit der Kläger — unabhängig von der Wesensänderung —
eine höhere Rente verlange, sei die Berufung nach 5 148
Nr° } des Sozialgerichtsgesetzes (SSG) ausgeschlossen,
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weil es_siéh insoweit um eine reine Gradstreitigkeit
handele‚ bei der weder die Gewährung der Grundrente noch

die Schwerbeschädigteneigen30haft im Streit stehe° Da das

SG weder die Berufung zugelassen habe noch ein Fall des
5 150 Nr° } SGG vorliege, sei die Berufung nur bei Rüge

eines wesentlichen Verfahrensmangels LSo des @ 150

Nr. 2 SGG statthaft„ Der vom Kläger gerügte wesentliche

Verfahrensmangel, nämlich eine Verletzung des 5 103 SGG&

liege jedoch nicht vor"

Soweit der Kläger eine Pflegezulage begehre, sei die Be—
rufung unbegründeto Er sei nach eigenen Angaben nicht

hilflos, so daß er nur unter den Voraussetzungen des

© 35 Abs„ 4 BVG Pflegezulage beanspruchen könne; dieser

Anspruch scheitere schon daran, daß der Kläger nicht er—

werbsunfähiger Hirnverletzter sei°

Das LSG hat die Revision nicht zugelassene

Der Kläger hat gegen das ihm am 8° Oktober 1971 zuge—
stellte Urteil am 3° November 1971 Revision eingelegt

und diese nach Verlängerung der Revisionsbegründuhg5—

frist bis zum 8„ Januar 1972 am 7° Januar 1972 begrün—

dot° Er béantragt‚ ‘

in Abänderung des Urteils des LSG Berlin

vom 8„ September 1971 das Urteil des SG.
Berlin vom 19° August 1970 und die Verwal—

tungsbeecheide vom 20° September 1961 und‚
6„ September 1965 abzuändern und den Be—

klagten zu verurteilen, beim Kläger als

weiteres Versorgungsleiden ”Wesensänderung"

anzuerkennen und ihm vom 1„ Juli 1960 an
unter gleichzeitiger Berücksichtigung

eines besonderen beruflichen Betroffen—

seins Beschädigtenversorgung nach einem

Grad der MdE um mehr als 90 v„H„ zu ge—

währen‚
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hilfsweise,

das Urteil des LSG Berlin vom 8„ September
1971 aufzuheben und die Sache zur erneuten

Verhandlung und Entscheidung an das LSG

zurückzuverweisen°

In seiner Revisionsbegründung, auf die Bezug genommen wird,

rügt der Kläger eine Verletzung des @ 162 Abs° 1 Nr„ 3 SGG
und ferner, daß das LSG seine Berufung gegen das Urteil

der ersten Instanz hinsichtlich des von ihm geltend gemach-

ten Anspruchs auf höhere Versorgungsrente wegen eines be- ‘

sonderen beruflichen Betroffenseins als unzulässig verwor—
fen habe, statt insoweit ein Saehurteil zu erlassen„ Die

Berufung sei schon deshalb zulässig, weil er auch die Ge-

währung einer Pflegezulage beantragt und ferner seinen

Anspruch auf eine Verschlimmerung der anerkannten Schädi—

gungsfolgen gestützt habe" Das LSG habe ferner verkannt,

daß sich auch sein Augenleiden verschlimhert habe„

Die Beklagte beantragt,

die Revision als unzulässig zu ver—
werfen„

II

‚Die Reuision ist form- und fristgerecht eingelegt und
rechtzeitig begründet werden (55 164, 166 SGG)° Da das

LSGdie Revision nicht nach 5 162 Abs; 1 Nr„ 1 see zu—
gelassen hat, ist sie nur statthaft, wenn ein wesent-

licher Mangel im Verfahren des LSG i.‚S° des 5 162 Abs„ 1

Nr° 2 SGG gerügt wird und vorliegt (BSG l, 150), oder wenn
bei der Beurteilung des ursächlichen Zusammenhangs einer

Gesundheitsstörung oder des Todes mit einer Schädigung

i„S„ des BVG das Gesetz verletzt ist ($ 162 Abs° 1
Nr° } SGG)° Der Kläger rügt zutreffend einen wesentlichen

Mangel im Verfahren des LSG i„S„ des 5 162 Abs„ 1 Nr„2 SGG;
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er macht zu Recht geltend, das LSG habe hinsichtlich der

beanspruchten höheren Rente wegen eines besonderen beruf—

lichen Betroffenseins zu Unrecht ein Prozeßurteil - statt

eines Sachurteils — erlassen (BSG in 8028 Nrn„ 17, 219 163,
165 zu 5 162 sec; BSG 1, 283)„ Entgegen der Auffassung des
LSG war nämlich die Berufung des Klägers nicht nach @ 148

Nro } SGG unzulässigg weil die Voraussetzungen des 5 150

Nr° } SGG vorlagcn° Nach dieser Vorschrift ist die Berufung

—ungeachtet der 55 144 bis 149 SGG » zulässig, wenn der
ursächliche Zusammenhang einer Gesundheitsstörung oder des

Todes „°„„„„ mit einer Schädigung i°S„ des BVG streitig

ist oder das SG eine Gesundheitsstörung nicht als fest—

stellbar erachtet hat° Aus dem Vorbringen des Klägers und

seinen Anträgen sowohl vor dem SG als auch dem LSG ist

deutlich erkennbar, daß er die Erhöhung seiner Versor»

gungsrente begehrte, wobei er sich für diese Erhöhung

auf verschiedene Begründungen gestützt hat„ Einmal soll

sich sein Anspruch aus einer Verschlimmerung seiner anerw

kannten Sehädigungsfolgen sowie dem Hinzutreten einer

weiteren Sehädigungsfolge ergeben, ferner soll dieser An—

spruch auch deshalb begründet sein‚ weil der Grad der MdE

wegen eines besonderen beruflichen Betroffenseins zu er—

höhen sei° Daraus folgt aber, daß der Kläger hier keine

"getrennten Ansprüche" auf Erhöhung des Grades der MdB,
"einheitlichen Anspruch" mit dem Ziele dersondern einen

Erhöhung seiner Rente geltend gemacht hat„ Dieser einheit-

liche Rentenan5pruch war aber auch dadurch gekennzeichnet„

daß über die Wesensänderung und die damit möglicherweise

verbundene Erhöhung der MdE‚ somit also über den ursäch-

lichen Zusammenhang einer Gesundheitsstörung mit einer

schädigenden Einwirkung i°S° des BVG im Berufungsverm

fahren gestritten wurden Damit haben aber für das "ein—

heitliche" prozessuale Begehren des Klägers die Voraus—
setzungen des % 150 Nro‘3 SGG vorgelegen; demzufolge war

—ungeachtet des @148 Nr“ 3 SGG—die Berufung insgesamt
zulässig, also auch insoweit, als der Kläger die Erhöhung

seiner MdE wegen eines besonderen beruflichen Betroffen—

-7.„.
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seins LS° des © 30 Abs° 2 BVG begehrte° Wegen der Einheit-

licheit des erhobenen An5pruches im vorliegenden Fall konnte

das LSG nicht etwa von einzelnen, voneinander getrennten.

prozessualen Ansprüchen auf Erhöhung der MdB ausgehen und

die geltend gemachte Erhöhung wegen eines besonderen beruf—

lichen Betroffenseins des Klägers prozssual "aussondern"
und diesen Anspruch unter die Vorschrift des 5 148 Nr° }

SGG einordnen; vielmehr hätte das LSG insoweit jedenfalls

die Berufung nicht durch Prozeßurteil als unzulässig ver—

werfen dürfen, sondern auch darüber sachlich entscheiden

müssen, ob der Kläger wegen eines besonderen beruflichen

Betroffenseins — im Zusammenhang mit der übrigen vom Klä—

ger vorgetragenen Begründung - Anspruch auf eine höhere

Rente als nach einer MdB um 70 ng° hat (siehe auch dazu

Urteil des erkennenden Senats vom 16°361972 — 10 BV 255/71-)°

Ob dann anders zu verfahren ist, wenn der Kläger verschiede-

ne, voneinander getrennte Ansprüche geltend macht, kann im

vorliegenden Fall dahinstehen; jedenfalls ist aus der

Fassung der Anträge des Klägers kein trennbarer Anspruch„

der prozessual gesondert betrachtet werden kann, zu ent-

nehmen° Da das LSG somit hinsichtlich der Frage des be—

sonderen beruflichen Betroffenseins ein Prozeßurteil und

kein Sachurtcil erlassen hat, leidet das Verfahren an

einem wesentlichen Mangel i.‚S° des 5 162 Abs° l Nr< SGG,

so daß die Revision statthaft ist„

Die Revision ist auch teilweise begründet°

Bei einer statthaften Revision hat das Revisionsgericht

die Sach— und Rechtslage in vollem Umfang zu überprüfen°

Der Kläger begehrte nach seinem Antrag in der Revisions—
instanz, unter Abänderung der Vorentscheidungen als

weiteres Versorgungsleiden eine Wesensänderung anzuer—

kennen und ihm vom 1„ Julil96o an unter gleichzeitiger

Berücksichtigung eines besonderen beruflichen Betroffen—

scins Beschädigtenversorgung nach einem Grad der MdB
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um mehr als 90 v„H„ zu gewähren°

Das LSG hat zutreffend entschieden, daß der Kläger nicht

die Anerkennung einer "Wesensänderung” als weitere Schä—
digungsfolge verlangen kann„ Dies wäre nur dann der Fall‚

wenn diese Gesundheitsstörung vorhanden ist und mit Wahr—

scheinlichkeit (@ 1 Abs„ 5 Satz 1 BVG) auf schädigenden

Einwirkungen LS° des © 1 Abs° 1 BVG unmittelbar oder
mittelbar beruhto Das LSG hat aufgrund der vorhandenen

ärztlichen Gutaohten festgestellt, daß der Kläger zwar

an einer Wesensänderung leidet, diese Gesundheitsstörung

jedoch nicht auf schädigende Einwirkungen i„S„ des BVG

zurückzuführen ist; vielmehr sei — so hat das LSG weiter

ausgeführt — die beim Kläger vorhandene Wesensänderung

auf anlagebedingte Umstände, insbesondere auf eine Schädel—

anomalie, welche wiederum nicht Schädigungsfolge ist,

zurückzuführen„ Gegen diese Feststellungen des LSG sind

begründete Revisionsrügen vom Kläger nicht erhoben„ so
daß die vom LSG insoweit getroffenen Feststellungen

für den Senat gemäß @ 163 SGG bindend sind° Steht aber
für den Senat bindend fest, daß die beim Kläger vorn

handene Wesensänderung nicht mit schädigenden Einwirkun—

gen LS° des BVG zusammenhängty so ist hinsichtlich des

vom Kläger geltend gemachten Anspruches auf Anerkennung

dieser Gesundheitsstörung als Sehädigungsfolge die Re—

vision unbegründet (5 170 Abs„ 1 SGG)°

Soweit der Kläger die Erhöhung seiner MdB wegen eines

besonderen beruflichen Bétroffenseins i„S„ des © 50

Abs„ 2 BVG geltend macht‚ konnte der Senat in der Sache

selbst nicht entscheiden° Da das LSG - verfahrensfehler—

haft — insoweit ein Prozeßurtéil erlassen und keine

Feststellungen getroffen hat, die dem erkennenden Senat
_

eine abschließende Sachentscheidung ermöglichen, mußte —
unter Zurückweisung der Revision im übrigen — die Sache
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in diesem Umfange aufgehoben und zur erneuten Entschei-

dung an däs LSG zurückverwiesen werden, das nunmehr die

erforderlichen Feststellungen hierzu nachzuholen hat
(@ 170 Abs° 2 Satz 2 see)°
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